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kannt gewesen. 16.550 Schwangerschaftsabbrüche 
hätten in einer gynäkologischen Praxis, 9.011 in 
einem Krankenhaus stattgefunden. 

Die Zahl der Beratungsgespräche seit Inkrafttre­
ten des Schwangeren- und Familienhilfeänderungs­
gesetzes kann die Bundesregierung nach eigenen An­
gaben nicht beziffern. überwiegend werde von einem 
Anstieg der Beratungsfälle seit dem Urteil des Bun­
desverfassungsgerichrs vom 28. Mai 1993 berichtet. 

Anträge 
- Im nationalen wie im internationalen Bereich 
müssen die gesellschaftliche Sensibilität und Verant­
wortung für den Schutz der Rechte der Kinder, wie sie 
auch in der UN-Kinderrechtskonvention festgelegt 
sind, gestärkt und die sexuelle Ausbeutung von Kin­
dern weltweit geächtet werden. Das forderte der Bun­
destag, indem er einen Antrag aller im Parlament 
vertretenen Fraktionen (13/5063) am 26. Juni an­
nahm. 

Bekämpft werden müsse der Sextourismus als 
„übelste Form der modernen Sklaverei". In diesem 
Zusammenhang seien Gesetze wie das deutsche Straf­
recht zur Bestrafung auch im Ausland begangener 
Straftaten wirksam umzusetzen. 

Zu unterstützen seien Projekte, die im größeren 
Maß auf die Existenzsicherung, Selbständigkeit und 
verbesserte berufliche Qualifikation gerade von Mäd­
chen und Frauen zielen. 
- Die Bundesregierung soll die Unterhaltssätze der 
Regelunterhaltsverordnung for nichteheliche Kinder so 
heraufsetzen, daß sie dem tatsächlichen Existenzmi­
nimum, zumindest aber der im Einkommensteuer­
gesetz anerkannten Höhe entsprechen. Dies ist einem 
Antrag (13/5211) der SPD zu entnehmen, mit dem 
sich die Fraktion des weiteren für einen Gesetzent­
wurf zur Änderung des Unterhaltsvorschußgesetzes 
(UVG) ausspricht. Die Regierung soll damit sicher­
stellen, daß künftig unterhaltbedürftige Kinder von 
den Leistungen des UVG nicht allein deshalb ausge­
schlossen werden, weil sich das alleinerziehende El­
ternteil wieder verheiratet. Auch möchte die SPD 
erreichen, daß die Unterhaltsvorschußkassen verbes­
serte Auskunftsrechte über den Aufenthaltsort und 
die wircschaftliche Lage von barunterhaltspflichtigen 
Eltern erhalte. 

Sonstiges 
- Zur Reform des Kindschaftsrechts will der Rechts­
ausschuß Anfang 1997 eine Anhörung veranstalten, 
hat er aus Anlaß seines Besuches beim 61. Deutschen 
Juristentag beschlossen. Die Anhörung soll sich be­
fassen mit dem Gesetzentwurf der Regierung 
(13/4899) sowie den Anträgen der SPD (13/1752) 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (13/3341). 
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Stellenhinweis: 
Vertretungsprofessur - FH 

Am Fachbereich Sozialwesen der Fachhochschule 
Bielefeld ist eine Vertretungsprofessur für das Fach­
gebiet Bürgerliches Recht, insbes. Familienrecht und 
Jugendrecht, (C3 BBesO) zu besetzen. Bewerbungen 
sind möglichst bis zum 6.1.1997 zu richten an den 
Dekan des FB Sozialwesen der FH Bielefeld, Kurt­
Schumacher-Str. 6, 33615 Bielefeld. 

Auskünfte auch über die Fraueneauftragte Anne­
gret Friehe, Tel.: 052 l/ 106-2626, Fax: -2600. 


